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menarbeit zwischen der Weißhelm-Initiative und dem System der Vereinten Nationen zu verstärken, und der
Versammlung auf ihrer siebzigsten Tagung in einem gesonderten Abschnitt des Jahresberichts über die ver-
stärkte Koordinierung der humanitären Nothilfe der Vereinten Nationen darüber Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 67/85

Verabschiedet auf der 55. Plenarsitzung am 13. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/67/L.37 und Add.1, eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien, Australien, Belgi-
en, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugosla-
wische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Honduras, Irland, Island, Is-
rael, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malta, Mexiko, Mo-
naco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik
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mit der nachdrücklichen Aufforderung an alle an bewaffneten Konflikten beteiligten Parteien, ihren
Verpflichtungen aus dem humanitären Völkerrecht, insbesondere den Genfer Abkommen vom 12. August
1949256 und den dazugehörigen Zusatzprotokollen vom 8. Juni 1977257, nachzukommen, die Sicherheit und
den Schutz des gesamten humanitären Personals sowie des Personals der Vereinten Nationen und des beige-
ordneten Personals zu gewährleisten, 

es begrüßend, dass die Anzahl der Vertragsstaaten des am 15. Januar 1999 in Kraft getretenen Überein-
kommens über die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal258 weiter an-
gestiegen ist und nunmehr 90 beträgt, eingedenk der Notwendigkeit, die Universalität des Übereinkommens
zu fördern, und es begrüßend, dass das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Sicherheit von Per-
sonal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal259
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wird, sowie der Einschüchterung, des bewaffneten Raubs, der Entführung und Geiselnahme, der Drangsalie-
rung und der widerrechtlichen Festnahme und Inhaftierung, denen diejenigen, die sich an humanitären Ein-
sätzen beteiligen, ausgesetzt sind, sowie der Angriffe auf humanitäre Konvois und der Akte der Zerstörung
und Plünderung von Eigentum, 

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis darüber, dass die gegen humanitäres Personal sowie Personal
der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal gerichteten Angriffe und Drohungen einen Faktor dar-
stellen, der die Gewährung von Hilfe und Schutz für bedürftige Bevölkerungsgruppen in zunehmendem Ma-
ße einschränkt, 

bekräftigend, dass die Staaten sicherstellen müssen, dass diejenigen, die in ihrem Hoheitsgebiet Angrif-
fe auf humanitäres Personal sowie Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal begehen,
nicht ungestraft handeln und dass die Täter entsprechend den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und den
völkerrechtlichen Verpflichtungen vor Gericht gestellt werden, 

daran erinnernd, dass vorsätzliche Angriffe auf Personal, das an humanitären Hilfsmaßnahmen oder
Friedenssicherungsmissionen im Einklang mit der Charta beteiligt ist, als Kriegsverbrechen in das Römische
Statut des Internationalen Strafgerichtshofs261 aufgenommen wurden, sowie in Anbetracht der Rolle, die der
Gerichtshof in geeigneten Fällen dabei spielen kann, die für schwere Verstöße gegen das humanitäre Völker-
recht Verantwortlichen vor Gericht zu bringen, 

bekräftigend, dass es zu den grundlegenden Pflichten der Organisation gehört, ein ausreichendes Maß
an Sicherheit für das Personal der Vereinten Nationen und das beigeordnete humanitäre Personal, einschließ-
lich der Ortskräfte, zu gewährleisten, und eingedenk der Notwendigkeit, das Sicherheitsbewusstsein inner-
halb der Organisationskultur der Vereinten Nationen und eine Kultur der Rechenschaftspflicht auf allen Ebe-
nen zu fördern und zu verstärken sowie das Bewusstsein und die Sensibilität für nationale und lokale Kultu-
ren und Gesetze weiter zu fördern, 

ernsthaft besorgt über die hohe Zahl der Unfälle und der Unfallopfer unter dem Personal der Vereinten
Nationen und dem beigeordneten Personal und sich der Wichtigkeit der Straßenverkehrssicherheit bewusst,
wenn es darum geht, die Kontinuität der humanitären Einsätze der Vereinten Nationen zu gewährleisten und
Opfer unter der Zivilbevölkerung und dem Personal der Vereinten Nationen und dem beigeordneten Personal
zu verhüten, und in dieser Hinsicht den Tod von Zivilpersonen infolge solcher Vorfälle bedauernd, 

betonend, dass die Akzeptanz des Personals der Vereinten Nationen und des beigeordneten Personals
durch die Regierung des Gastlands, die lokalen Behörden und die örtliche Bevölkerung zu ihrer Sicherheit
beiträgt,

feststellend, wie wichtig es ist, dass die Vereinten Nationen und das Gastland ihre enge Zusammenar-
beit bei der Eventualplanung, dem Informationsaustausch und der Risikobewertung im Rahmen einer guten
wechselseitigen Zusammenarbeit in Fragen der Sicherheit des Personals der Vereinten Nationen und des bei-
geordneten Personals verstärken, 

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs über die Sicherheit des Personals der Vereinten Natio-
nen und des beigeordneten Personals262; 

2. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, alles zu tun, um die volle und wirksame Umsetzung der
einschlägigen Grundsätze und Regeln des Völkerrechts, einschließlich des humanitären Völkerrechts, der in-
ternationalen Menschenrechtsnormen und des Flüchtlingsvölkerrechts, soweit sie die Sicherheit des humani-
tären Personals und des Personals der Vereinten Nationen betreffen, sicherzustellen; 

3. fordert alle Staaten mit großem Nachdruck auf, die für die Fortsetzung und erfolgreiche Durchfüh-
rung der Einsätze der Vereinten Nationen notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des hu-
manitären Personals sowie des Personals der Vereinten Nationen und des beigeordneten Personals zu ge-

261 United Nations, Treaty Series, Vol. 2187, Nr. 38544. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2000 II S. 1394; LGBl.
2002 Nr. 90; öBGBl. III Nr. 180/2002; AS 2002 3743.
262 A/67/492.
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eingeschränkt nachzukommen, um Zivilpersonen, namentlich das humanitäre Personal, in den ihrer Hoheits-
gewalt unterstehenden Gebieten zu achten und zu schützen; 

14. fordert alle Staaten außerdem auf, für den Fall, dass humanitäres Personal oder Personal der Ver-
einten Nationen und beigeordnetes Personal festgenomme
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miert ist und dass dieses Personal eine angemessene Ausbildung in den Bereichen Sicherheit, Menschenrech-
te und humanitäres Völkerrecht erhält, um seine Sicherheit und Effektivität bei der Erfüllung seiner Aufga-
ben zu erhöhen, und erklärt erneut, dass alle anderen humanitären Organisationen ihr Personal in ähnlicher
Weise unterstützen müssen; 

21. ersucht den Generalsekretär außerdem, in Abstimmung mit den Mitgliedstaaten auch weiterhin
durch entsprechende Maßnahmen dafür zu sorgen, dass alle Räumlichkeiten und Vermögenswerte der Ver-
einten Nationen, einschließlich der Wohnungen der Bediensteten, den Mindestnormen der operationellen Si-
cherheit der Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Sicherheitsnormen der Vereinten Nationen genü-
gen; 

22. begrüßt
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Drangsalierung, Banditentum und Einschüchterung, zu verzeichnen sind, besondere Aufmerksamkeit zu
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von Telekommunikationsmitteln für Katastrophenschutz und für Katastrophenhilfseinsätze266, das am 8. Ja-
nuar 2005 in Kraft trat, beziehungsweise seine Ratifikation in Erwägung zu ziehen, und legt ihnen eindring-
lich nahe, bei solchen Einsätzen die Nutzung von Kommunikationsgerät im Einklang mit ihren innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften und den für sie geltenden internationalen Verpflichtungen zu erleichtern und zu be-
schleunigen, indem sie unter anderem die Beschränkungen, die dem Personal der Vereinten Nationen und
dem beigeordneten Personal bei der Nutzung von Kommunikationsgerät auferlegt werden, begrenzen und,
wann immer möglich, rasch aufheben; 

38. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung einen
umfassenden und aktualisierten Bericht über die Sicherheit des humanitären Personals und den Schutz des
Personals der Vereinten Nationen sowie über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen, der eine Be-
wertung der Entwicklung, der Umsetzung und der Ergebnisse der Maßnahmen, Strategien und Initiativen des
Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Sicherheit enthält.

RESOLUTION 67/86

Verabschiedet auf der 55. Plenarsitzung am 13. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/67/L.38 und Add.1, eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Argentinien, Australien, Belgien,
Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Burkina Faso, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik




